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Wasgeschah am31. Oktober?

2020 Nach 14-jähriger Bauzeit
mit Pfusch bei Ausführung und
Planungen geht der Flughafen
Berlin-Brandenburg offiziell in
Betrieb. Mit etwa sechs Milliarden
Euro kostete der neueHauptstadt-
flughafen BER rund dreimal mehr
als geplant.

2015 Auf der Sinai-Halbinsel stürzt
ein russischer Urlauber-Airbus mit
224 Menschen ab. Keiner überlebt.
DieTerrormiliz Islamischer Staat be-
kennt sich zu einem Anschlag. Der
russische Geheimdienst bestätigt,
dass eine Bombe an Bord war.

2000Als erster deutscher Fußball-
verein geht der Bundesligist Borus-
sia Dortmund an die Börse.

1970 Der Deutsche Fußballbund
(DFB) hebt das seit 1955 geltende
Frauenfußballverbot unter einigen
Auflagen wieder auf.

Geburtstage

2005 Kronprinzessin Leonor (20),
spanische Thronfolgerin, Tochter
des spanischen Königspaars Felipe
und Letizia

1990 Liv Lisa Fries (35), deutsche
Schauspielerin („Babylon Berlin“,
„In Liebe, Eure Hilde“)

Todestage

2020 Sean Connery, britischer
Schauspieler, James Bond-Darstel-
ler 1962-1983, geb. 1930

Wasgeschah am 1.November?

1970 In der südostfranzösischen
Stadt Saint-Laurent-du-Pont (Isere)
kommen 146 jungeMenschen ums
Leben, als imTanzlokal„Cinq Sept“
ein Brand ausbricht.

1925 Im deutschen Hörfunk wird
erstmals ein Fußballspiel live über-
tragen. Für dieWestdeutsche Funk-
stunde berichtet Sportredakteur
Bernhard Ernst aus Münster vom
Spiel Preußen Münster gegen Ar-
minia Bielefeld.

1800US-Präsident JohnAdamsbe-
zieht inWashingtondasnoch inBau
befindlicheWeiße Haus.

Geburtstage

1960 Tim Cook (65), amerikani-
scher Manager, Apple-Chef (CEO)
seit 2011

Wasgeschah am2.November?

2010Google Street View startet in
Deutschland mit Panorama-Bil-
dern der Gemeinde Oberstaufen
im Allgäu.

1935 Inspiriert vom italienischen
Wort „piccolo“ für „klein“ gibt die
Sektkellerei Henkell ihren neuen
0,2-Liter-Sekt-Fläschchen den
eingedeutschten Namen „Pik-
kolo“ und lässt die Bezeichnung
markenrechtlich schützen.

1810 Preußen hebt mit dem Er-
lass des Gewerbesteueredikts
den Zunftzwang auf und führt die
Gewerbefreiheit ein. Das Edikt
ermöglicht es jedermann, ein Ge-
werbe und die gewerbliche Nieder-
lassung in Stadt und Land frei zu
wählen.

Seit 225 Jahren Sitz des US-Präsiden-
ten: dasWeiße Haus. FOTO: DPA
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Verbrechen unter
dem Deckmantel der Kirche

Die Erkenntnis ist nicht neu,
aber trotzdemerschreckend:
ImBistumTrier wurden

kirchliche Kinderschänder undVer-
gewaltiger jahrzehntelang geduldet,
geschützt und notfalls imAusland
vor Ermittlungen versteckt. Die
zuständigen Bischöfe, vorgesetzte
Mitbrüder undVerantwortliche
imGeneralvikariat haben bei den
regelmäßigenVertuschungs- und
Verschleierungsaktionen oftmals
geholfen und sich damit derMitwis-
serschaft, wenn nichtMittäterschaft
schuldig gemacht.
Während es dieTrierer Bischöfe

mit ihrer Fürsorgepflicht für die
Geistlichen sehr genau nahmen,
scherte sich umdieOpfer des
klerikalenMissbrauchs lange Zeit
keinMensch. Schlimmer noch:
Sie wurden stigmatisiert,mussten
alleinmit den psychischen und
physischen Folgen klarkommen,
litten teilweise ein Leben lang unter
den traumatischen Erlebnissen der
Kindheit oder Jugend.
Welches Ausmaß der sexuelle

Missbrauch allein inDeutschlands
ältester Diözese hatte, ist inzwi-
schen ansatzweise klar. Es gab in
einemZeitraum von 75 Jahren
mindestens 250 (beschuldigte)Täter
undweit über 700Opfer. Besonders
schlimmwar die Situation Anfang
der 70er-Jahre unter demdamaligen
Bischof Bernhard Stein. Allein in
den Jahren zwischen 1975 und 1979
war jeder fünfte geweihte Geistliche
einTäter. Da hatte derMissbrauch
in Reihen der katholischen Kirche
längst institutionelle Formen an-
genommen.
Dass diese erschreckenden Fak-

ten jetzt auf demTisch liegen, ist vor
allemderOpfervereinigungMissbit,
denWissenschaftlern derUniTrier
und der Aufarbeitungskommission
zu verdanken. Sie haben in akribi-
schen Recherchen aufgedeckt und
offengelegt, was das Bistum am
liebsten bis in alle Ewigkeit ver-

schwiegen hätte. Dazu zählt auch
der zuletzt veröffentlichte Bericht
über die Amtszeiten der Bischöfe
ReinhardMarx und Stephan Acker-
mann.
Vor allemunter demheutigen

Münchner Kardinal wurde die Kul-
tur desWegsehensweiter gepflegt.
Kein einziger neuer Fall wurde
der Staatsanwaltschaft gemeldet.
Täter blieben imDienst, Akten ver-
schwanden in Schubladen.Von Be-
troffenenfürsorge kaumeine Spur.
SeinNachfolger Stephan Acker-

mannmeldete zwarMissbrauchs-
fälle, ließGutachten erstellen und
sprach von Lernen. Doch auch
unter demkirchlichenMissbrauchs-
beauftragten zogen sichVerfahren
über Jahre hin, blieben Kirchenge-
meinden unwissend, landetenTäter
in Krankenhäusern oder Altenhei-
men.
Aber es war schließlich auch

Ackermann, der ein ganzes Bündel
Präventionsmaßnahmen auf den
Weg brachte und entschied, dass die
Wissenschaftler auf der Suche nach
Tätern und demUmgangmit ihnen
sämtliche Bistumsakten durchfors-
ten dürfen.
Absehbar, dass in den zurücklie-

genden Jahren längst noch nicht alle
Verbrechen unter demDeckmantel
der katholischen Kirche aufgedeckt
worden sind. Abermit der kon-
sequenten Aufarbeitung und der
breiten öffentlichenDiskussion
über das einstigeTabuthemaMiss-
brauch ist ein Schritt in die richtige
Richtung getan.
r.seydewitz@volksfreund.de

LEITARTIKELZURMISSBRAUCHSSTUDIE

Rolf
Seydewitz

Deutschland hängt am Tropf

Eswar derGipfel der Super-
mächte, einTreffenmit hoher
Bedeutung auch für denRest

derWelt: US-PräsidentDonald
TrumpundChinas Staatspräsident
Xi Jinping kamen in Südkorea zu-
sammen –und einigten sich auf Ab-
kommen, die auch für die deutsche
Wirtschaft Folgen habendürften.
Die Staatschefs dermächtigsten
Industrienationenbeschlossen
etwa, dass China die imZollstreit
mitTrumpverhängten Exportbe-
schränkungen von SeltenenErden
für ein Jahr aussetzt, gültig für alle
Länder. Das ist für die deutsche
Industrie eine guteNachricht. Die
Abhängigkeit von den chinesischen
Ausfuhren aber bleibt. Deutschland
undEuropa hängen amRohstoff-

tropf Chinas. Daswird sich so
schnell nicht ändern.DassTrump
imZollstreit nachgebenmusste, ist
auf Chinas starkeVerhandlungs-
position zurückzuführen.Über eine
solche verfügen die Europäer nicht.
Der Schlüssel für besserewirtschaft-
liche Bedingungen liegt inweniger
Abhängigkeiten vondenUSAund
China und in neuenBündnissen.

KOMMENTARZUMDEALZWISCHENUSAUNDCHINA

Produktion dieser Seite:
Vincent Bauer, Michaela Heinze
Ulrich Brenner

Türkisches Bad (frei nach Loriot) KARIKATUR: JÜRGEN TOMICEK

WASHINGTON Der jüngste Angriff
geschah nach Angaben von Vertei-
digungsminister Pete Hegseth im
„östlichen Pazifik“, ohne Details zu
nennen.Er sei in internationalenGe-
wässern erfolgt und gegen ein Boot
gerichtet gewesen,das sich imBesitz
einer als „terroristisch eingestuften
Organisation“ befunden habe. Da-
bei seien vier Menschen getötet
worden. Die Zahl der Todesopfer
ist damit seit Beginn der gezielten
Jagd auf angebliche Drogenboote
Anfang September auf über 60 ge-
stiegen. „Die westliche Hemisphäre
ist kein Hafen mehr für Drogen-
händler und Terroristen, die mit
ihren Drogen Amerikaner vergiften
wollen“, schrieb Hegseth in einem
Social-Media-Eintrag.
DonaldTrumphatte imFrühsom-

merDrogenkartelle inVenezuelaund
Kolumbien zu „Narco-Terroristen“
erklärt.DerPräsident reklamiertdas
Recht für sich,dieDrogenhändler zu
„feindlichenKämpfern“ zuerklären
und ohne Genehmigung durch den
Kongress militärisch gegen sie vor-
zugehen.
Unterdessen wächst die Kritik an

dieser Praxis nicht nur imKongress,
sondern auch auf internationaler
Ebene. Republikanische Senatoren
wurdenerstMittedieserWochevom
WeißenHaus informiert, die demo-
kratischen Mitglieder der Geheim-
dienst- und Streitkräfteausschüs-
se zunächst nicht. Senator Mark

Warner ausVirginia erklärte das für
„unvertretbar und gefährlich“ und
fordertedieumfassendeBeteiligung
des Kongresses.
Grundsätzlich habe es bisher

keinerlei Erklärungen von Seiten
der Trump-Regierung gegeben, auf
welcher rechtlichen Grundlage das
Militär vorgehe, erklärteMark Kelly,
demokratischer Senator aus Arizo-
na:„Ichmöchtewissen,weshalbdas
legal sein soll“, sagte er. Zudemhät-
tendie Regierungsstellen in keinem
Einzelfall konkretes Beweismaterial

vorgelegt, dass es sichbei den abge-
schossenen Booten tatsächlich um
Drogenkuriere handelte oder dass
einekonkreteGefahr von ihnenaus-
gegangen sei.
Die Washington Post schrieb,

Trumphabe zwar das Recht, einzel-
neGruppierungen als ausländische
Terrororganisationen einzustufen.
Dies jedochnurmitderKonsequenz
vonSanktionen, nicht aber,„umdie
Tötung mutmaßlicher Mitglieder
ohne jede Prüfung zu autorisieren“.
DieMenschenrechtsorganisation

Human Rights Watch erklärte, die
USA könnten nicht nach Belieben

tödliche Gewalt anwenden. „Ver-
dächtigegehörenvorGericht –nicht
auf See hingerichtet“, schrieb die
Organisation. Und Amnesty Inter-
national hielt fest: „Wenn ein Staat
jemanden außerhalb rechtmäßiger
Umstände vorsätzlich tötet, ist das
eine Form vonMord.“
Der Botschafter Venezuelas bei

den Vereinten Nationen, Samuel
Moncada, sprach unterdessen von
einer „eklatanten Verletzung des
internationalen Rechts und der
Souveränität einesMitgliedstaates“.
Parallel zu den Angriffen auf an-

gebliche Drogenboote geht der
US-Truppenaufmarsch in der Ka-
ribik weiter, an dem mittlerweile
10 000 Soldaten beteiligt sind. Die
Rede ist von einer „geballten De-
monstration der Macht“, die mög-
licherweise weniger dem Kampf
gegen Drogen als der Destabilisie-
rung des Regimes von Venezuelas
Staatschef Nicolás Maduro gelte,
wie dasWall Street Journal schrieb.
Tatsächlich bestätigte Trump kürz-
lich,dass erdieCIAermächtigthabe,
eineverdeckteAktiongegenMaduro
zu starten.
Der demokratische Senator Tim

Kaine aus Virginia warnte bereits
vor einem „nicht autorisierten mi-
litärischen Konflikt mit Venezuela“.
Er sei äußerst beunruhigt darüber,
„dassdieTrump-Regierungoffenbar
auch illegale Militärschläge inner-
halb Venezuelas in Erwägung zieht
–ohneausdrücklicheGenehmigung
des Kongresses“, schrieb Kaine.

US-Angriffe auf See werfen
rechtliche Fragen auf

ANALYSE Die US-Regierung behauptet, ihr Militär bekämpfe vor Südamerika
Drogenschmuggler. Derweil wachsen Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Angriffe.

VON THILO KÖSSLER

Eher provinziell
als rassistisch

Als Studentmachte ich in den
1970er Jahren inWest-Berlin
eine Prüfung zum„Frem-

denführer“, ummeinTaschengeld
aufzubessern. Ich bin also staatlich
anerkannter„Stadtbilderklärer“, wie
man das damals nannte, und fühle
mich daher berufen, etwas zu Fried-
richMerz und„diesemProblem im
Stadtbild“ zu sagen, das„wir“ nach
seinenWorten trotz rückläufiger
Migration„immer noch haben“. Ich
begleitete damals Bus-Reisegrup-
pen. Natürlich zu denwichtigsten
Sehenswürdigkeiten, gerne aber
auch durch die Kurfürstenstraße,
wegen des Strichs, amBahnhof Zoo
entlang, wegen derDrogenszene,
und zumTürkenmarkt in Kreuz-
berg. Dort zeigte ich denTouristen
auch die vielen halb verfallenen
Häuser, nicht ohne hinzuzufügen,
dass ich hier ebenfalls wohnen
müsse. Das stimmte zwar nicht,
schlug aber positiv auf dasTrinkgeld
durch.
Die Gruppen kamenmeist aus

westdeutschen Kleinstädten und
hatten so etwas noch nicht gesehen.
Ich erinneremich, dass ich einmal
die Freiwillige Feuerwehr BadOeyn-
hausen imBus hatte, „Berlin-Reise
mit Frauen“, und ebenso daran, wie
groß das Interesse der Reisenden an
diesen Problemvierteln immerwar.
Man spürte regelrecht den kalten
Schauer, der den Leuten hier über
den Rücken lief.
Ich glaube, FriedrichMerz geht

es ähnlich, obwohl seither über
40 Jahre vergangen sind und er doch
etlicheMale inWeltmetropolenwie
NewYork oder London gewesen
seinmuss. Aber vielleicht war er
immer nur imFinanzdistrikt und
hat die sozialenHotspots nur in
einer Limousine durchquert, und
das ohne Stadtbilderklärer. Er ver-
steht unter Problemen offenbar nur
Ansammlungen vonHeimatlosen,
Süchtigen und Armen, wie es sie
heute in den Bahnhofsvierteln von
Frankfurt oderHamburg gibt.Wie
es sie aber immer schon in großen
Städten gab, nurwaren sie damals
weißer.Merz‘ Sichtweise ist eher
provinziell als rassistisch. Letzteres
in derWirkung aber auch. Andere
Probleme im Stadtbild siehtMerz
übrigens gar nicht, von verödeten
Fußgängerzonen über Autobahn-
ähnliche Straßenschneisen bis zu
toten Bürovierteln, durch dieman
sich nachts nicht traut. Fragen Sie
mal IhreTöchter.

KOLUMNENACHGEDACHT

Pentagon-Chef
Pete Hegseth
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